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(Nr. 10106.) Geſetz, betreffend den Charfreitag. Vom 2. September 1899, 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages für diejenigen Landes⸗ 
theile, in welchen der Charfreitag nach den beſtehenden Geſetzen nicht die Eigen 
ſchaft eines allgemeinen Feiertages hat, was folgt: 


Einziger Paragraph. 
Der Charfreitag hat die Geltung eines bürgerlichen allgemeinen Feiertages. 
In Gemeinden mit überwiegend katholiſcher Bevölkerung ſoll die beſtehende 
herkömmliche Werktagsthätigkeit (auch die gewerbliche Thätigkeit — F. 105 ff. 
der Reichsgewerbeordnung —) am Charfreitage nicht verboten werden; es fei denn, 
daß es ſich um öffentlich bemerkbare oder geräuſchvolle Arbeiten in der Nähe von 
dem Gottesdienſt gewidmeten Gebäuden handelt. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. ö : 
Gegeben Berlin, den 2. September 1899. 


l (L. S.) Wilhelm, 


v. Miquel. Thielen. Boſſe. Frhr. v. Hammerſtein. Schönſtedt. 
Frhr. v. d. Recke. Brefeld. v. Goßler. Gr. v. Bülow. 
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Ausgegeben zu Berlin den 12. September 1899. 


(Nr. 10107). Verordnung, betreffend die Verleihung des Zwangsvollſtreckungsrechts au die 
Landeskreditkaſſe zu Caſſel. Vom 10. Auguſt 1899. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de. 
verordnen auf Grund des Geſetzes, betreffend die Zwangsvollſtreckung aus Forde⸗ 
rungen landſchaftlicher (ritterſchaftlicher) Kreditanftalten, vom 3. Auguſt 1897 
(Geſetz-Samml. ©. 388), was folgt: a 


. 

Der Landeskreditkaſſe zu Caſſel ſteht für die Beitreibung fälliger Forde⸗ 
rungen an Darlehnskapitalien, Zinſen, Tilgungsbeiträgen und ſonſtigen, nach 
der Verfaſſung der Landeskreditkaſſe vorgeſehenen Leiſtungen gegen Schuldner, 
welche Eigenthümer des beliehenen Grundſtücks ſind, ein Zwangsvollſtreckungs⸗ 
recht nach Maßgabe des Geſetzes vom 3. Auguſt 1897 zu. 


$. 2. 

Dieſes Recht wird von der Direktion der Landeskreditkaſſe als Vollſtreckungs⸗ 
behörde ausgeübt. Soweit die Einziehung der im §. 1 bezeichneten Forderungen 
lokalen Verwaltungsſtellen Candesrentereien) obliegt, bilden dieſe die zuſtändige 
Vollſtreckungsbehörde. 

$. 3. 

Kraft des Zwangsvollſtreckungsrechts ift die Landeskreditkaſſe befugt: 

1) die Zwangsvollſtreckung in das bewegliche Vermögen des Schuldners, 

2) die gerichtliche Zwangsverſteigerung der von ihr beliehenen Grundſtücke 
zu betreiben. 8 

Die Wahl zwiſchen beiden Arten der Zwangsvollſtreckung iſt in das Er 
meſſen der Landeskreditkaſſe geſtellt, das Vorgehen auf dem einen Wege hindert 
nicht die gleichzeitige Betreibung der anderen Art der Zwangsvollſtreckung. Be⸗ 
ſtreitet der Schuldner die Verbindlichkeit zur Entrichtung der geforderten Geld⸗ 
beträge, ſo bleibt ihm überlaſſen, feine Rechte im Wege der Klage geltend zu 
machen. 

$. 4. 

Die Zwangsvollſtreckung in das bewegliche Vermögen der Schuldner er⸗ 
folgt nach den Vorſchriften der Verordnung über das Verwaltungszwangs⸗ 
verfahren vom 7. September 1879. 

Kommt es hierbei zu einem Vertheilungsverfahren, ſo wird die Ausführung 
des Theilungsplanes durch den Widerſpruch, welchen ein anderer Betheiligter 
gegen einen Anſpruch der in F. 1 bezeichneten Art erhebt, nicht aufgehalten. 
Dem widerſprechenden Betheiligten bleibt es überlaſſen, feine Rechte nach erfolgter 
Auszahlung im Wege der Klage geltend zu machen. 


— #609. 


nr 


85 f 

Wenn in Folge einer Einwirkung des ſchuldneriſchen Eigenthümers, oder 
weil derſelbe die erforderlichen Vorkehrungen wegen Einwirkungen Dritter, oder 
gegen andere Beſchädigungen unterläßt, eine die Sicherheit der Hypothek der 
Landeskreditkaſſe gefährdende Verſchlechterung des beliehenen Grundſtücks zu be⸗ 
ſorgen iſt, jo iſt die Landeskreditkaſſe befugt, unter entſprechender Anwendung 
der Vorſchriften der Verordnung über das Verwaltungszwangsverfahren vom 
7. September 1879 den Arreſt in das bewegliche Vermögen des Schuldners 
vollziehen zu laſſen. 

Einer Verſchlechterung des Grundſtücks im Sinne dieſer Beſtimmung ſteht 
es gleich, wenn Zubehörſtücke, auf welche das Pfandrecht der Landeskreditkaſſe 
ſich erſtreckt, verſchlechtert, oder den Regeln einer ordnungsmäßigen Wirthſchaft 
zuwider von dem Grundſtücke entfernt werden. 

Wird von dem Schuldner die Rechtmäßigkeit des Arreſtes beſtritten, ſo iſt 
der Widerſpruch im Wege der Klage geltend zu machen. 


a $. 6. 
Wird die gerichtliche Zwangsverſteigerung des beliehenen Grundſtücks be⸗ 
trieben, ſo erſetzt der Antrag der Landeskreditkaſſe auf Zwangsverſteigerung den 
vollſtreckbaren Schuldtitel. Der Antrag ſoll das Grundſtück, den Eigenthümer 
und den Anſpruch bezeichnen. 
Das Verfahren bei der gerichtlichen Zwangsverſteigerung unterliegt den 
einſchlägigen geſetzlichen Beſtimmungen. 5 


\ NR 

Iſt die Landeskreditkaſſe bei einer gerichtlichen Zwangsverſteigerung bes 
theiligt, ſo brauchen Anſprüche, welche nach §. 1 dem Zwangsvollſtreckungsrecht 
der Landeskreditkaſſe unterliegen, auch inſoweit als ſie aus dem Grundbuche nicht 
hervorgehen, weder zum Zwecke ihrer Berückſichtigung bei Feſtſtellung des geringſten 
Gebots noch zum Zwecke ihrer Aufnahme in den Theilungsplan glaubhaft ge⸗ 
macht zu werden. Wird von einem Anderen bei der Verhandlung über den 
Theilungsplan Widerſpruch gegen einen Anſpruch der in $. 1 bezeichneten Art 
erhoben, jo finden die Beſtimmungen im $.4 Abſatz 2 entſprechende Anwendung. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Wilhelmshöhe, den 10. Auguſt 1899. 


(L. S.) Wilhelm. 


Zugleich für den Finanz- und Juſtizminiſter: 


Frhr. v. Hammerſtein. Frhr. v. d. Recke. 


(Nr. 10107-10108.) 


in 


(Nr, 10108.) Verfügung des Juſtizminiſters, betreffend die Anlegung des Grundbuchs für 
5 einen Theil der Bezirke der Amtsgerichte Geilenkirchen und Wittlich. Vom 


. 30. Auguft 1899. 
Alf Grund des K. 49 des Geſetzes über das Grundbuchweſen und die Zwangs⸗ 
vollſtreckung in das unbewegliche Vermögen im Geltungsbereiche des Rheiniſchen 
Rechts vom 12. April 1888 GGeſetz-Samml. S. 52) beſtimmt der Juſtizminiſter, 
daß die zur Anmeldung von Anſprüchen behufs Eintragung in das Grundbuch 
im FK. 48 jenes Geſetzes vorgeſchriebene Ausſchlußfriſt von ſechs Monaten 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Geilenkirchen gehörige Gemeinde Uebach, 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Wittlich gehörigen Gemeinden Meer⸗ 
feld, Pohlbach und die Kataſtergemeinde Haardt, welche zuſammen mit 
der Kataſtergemeinde Altrich die Gemeinde Altrich bildet, 
am 1. Oktober 1899 beginnen ſoll. 


Berlin, den 30. Auguſt 1899. 


Der Juſtizminiſter. 
Schönſtedt. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 Geſetz-Samml. S. 357) 
find bekannt gemacht: 

J) der Allerhöchſte Erlaß vom 7. Juni 1899, betreffend die Verleihung des 
Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde Solingen zum Erwerbe der zum 
Bau einer Thalſperre im Sengbachthale zwecks Trinkwaſſerverſorgung der 
Stadt erforderlichen, in den Gemeinden Witzhelden und Burſcheid, Yand- 
kreis Solingen, und den Gemeinden Burg, Niederwermelskirchen und 
Dorfhonnſchaft, Kreis Lennep, belegenen Grundſtücke, durch das Amts⸗ 
blatt der Königl. Regierung zu Düſſeldorf Nr. 30 S. 323, ausgegeben 
am 29. Juli 1899; 
das Allerhöchſte Privilegium vom 19. Juli 1899 wegen Ausfertigung 
auf den Inhaber lautender Stadtanleiheſcheine der Stadt Hameln im 
Betrage von 2000 000 Mark durch das Amtsblatt für den Regierungs⸗ 
bezirk Hannover Nr. 33 S. 219, ausgegeben am 18. Auguſt 1899, 
das Allerhöchſte Privilegium vom 22. Juli 1899 wegen Ausfertigung 
auf den Inhaber lautender Anleiheſcheine der Stadt Königsberg i. Pr. 
im Betrage von 12500000 Mark durch das Amtsblatt der Königl. 
Regierung zu Königsberg Nr. 33 S. 525, ausgegeben am 17. Auguſt 1899. 
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